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Ordentliche Hauptversammlung der                                                                   

INTERSHOP Communications Aktiengesellschaft  

als virtuelle Hauptversammlung 
am Mittwoch, den 20. Mai 2020 um 11.00 Uhr (MESZ)  

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach  § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, den 

§§ 127, 131 Abs. 1 AktG, § 1 Abs. 1 bis 3 COVID-19-Gesetz 

 

Die Einberufung zu der Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach 

§ 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, den §§ 127, 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 1 bis 3 COVID-19-Gesetz, die 

sich gemäß § 121 Abs. 3 Nr. 3, 2. HS AktG weitgehend auf die Fristen für die Ausübung dieser 

Rechte beschränken können. Die nachfolgenden Angaben dienen einer weitergehenden Erläute-

rung. 

 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

entschieden, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Be-

vollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. Die virtuelle Hauptversamm-

lung wird vollständig in dem passwortgeschützten Online-Portal zur virtuellen Hauptversamm-

lung („Online-Portal“) unter  

 

http://www.intershop.de/hauptversammlung  

 

live in Bild und Ton für die Aktionäre im Internet übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Akti-

onäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt über elektronische Kommunikation (elektronische 

Briefwahl) sowie durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter.  

 

1. § 122 Abs. 2 AktG i.V.m § 1 Abs. 3 S. 4 COVID-19-Gesetz  – Tagesordnungsergänzungs-

verlangen 

 

Nach § 122 Abs. 2 AktG i.V.m § 1 Abs. 3 S. 4 COVID-19-Gesetz können Aktionäre, deren 

Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 

EUR 500.000 erreichen (letzteres entspricht 500.000 Stückaktien), verlangen, dass Gegen-

stände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegen-

stand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist 

schriftlich (§ 126 BGB) an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesell-

schaft mindestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung zugehen. Letztmöglicher 

Zugangstermin ist also Dienstag, der 5. Mai 2020, 24:00 Uhr MESZ. Später zugegangene 

Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. Die Adresse des Vorstands lautet wie 

folgt: 

 

http://www.intershop.de/hauptversammlung
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INTERSHOP Communications Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 

Leutragraben 1 

07743 Jena 

 

Antragsteller müssen nachweisen, dass sie seit 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des 

Verlangens und bis zur Entscheidung die erforderliche Aktienanzahl halten (vgl. § 122 

Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 AktG). Die Frist ist rückwärts zu berechnen, wobei der Tag der 

Hauptversammlung bzw. der Antragstellung nicht mitgerechnet wird (vgl. § 121 Abs. 7 Satz 

1 AktG i.V.m. § 122 Abs. 1 Satz 4, Abs. 2 Satz 1 AktG). Notwendig ist, dass die Antragsteller 

dabei auch nachweisen, dass sie die Mindestaktienzahl jedenfalls bis zum Tag der Antrag-

stellung halten. Für den Nachweis reicht eine entsprechende Bestätigung des depotfüh-

renden Instituts aus. Dem Eigentum an Aktien steht ein Anspruch auf Übereignung gegen 

ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b 

Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. 

Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die 

Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinan-

dersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 14 des Versi-

cherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 

 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits 

mit der Einberufung bekanntgemacht worden sind – unverzüglich nach ihrem Eingang bei 

der Gesellschaft im Bundesanzeiger bekanntgemacht und solchen Medien zur Verfügung 

zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die 

Informationen in der gesamten europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem un-

verzüglich nach ihrem Eingang bei der Gesellschaft über die Internetadresse 

http://www.intershop.de/investoren-hauptversammlung zugänglich gemacht und den Ak-

tionären mitgeteilt. Die diesem Aktionärsrecht zugrundeliegenden Regelungen lauten wie 

folgt: 

 

Einberufung auf Verlangen einer Minderheit, § 122 Abs. 1 und 2 AktG  

 

(1)  Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen 

den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter 

Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu 

richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu ver-

langen, an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundka-

pital knüpfen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Ta-

gen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die 

Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist 

entsprechend anzuwenden. 

 

(2)  In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, 

dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem 

http://www.intershop.de/investoren-hauptversammlung
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neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 

Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei bör-

sennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der 

Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

 

 

 Verkürzung der Frist nach § 1 Abs. 3 COVID-19 G 

 

„(3)  Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann 

der Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung spätestens am 21. Tag vor dem Tag 

der Versammlung einzuberufen…... Abweichend von § 122 Absatz 2 des Aktiengesetzes 

müssen Ergänzungsverlangen im vorgenannten Fall mindestens 14 Tage vor der Ver-

sammlung der Gesellschaft zugehen.“ 

 

2. Anträge und Wahlvorschläge nach §§ 126, 127 AktG 

 

Den Aktionären wird die Möglichkeit eingeräumt, gemäß §§ 126, 127 AktG etwaige Gegenan-

träge sowie Wahlvorschläge im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung an folgende Adresse 

zu übermitteln:  

INTERSHOP Communications Aktiengesellschaft 

Investor Relations 

Leutragraben 1 

07743 Jena 

Telefax: +49 3641 50 1309 

E-Mail: hauptversammlung@intershop.de 

 

Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.  

 

Gegenanträge im Sinne von § 126 AktG und Wahlvorschläge i. S. v. § 127 AktG werden ein-

schließlich des Namens des Aktionärs und im Fall von Gegenanträgen der Begründung 

sowie etwaigen Stellungnahmen der Verwaltung unter der Internetadresse http://www.in-

tershop.de/investoren-hauptversammlung zugänglich gemacht, wenn die Anträge und 

Vorschläge spätestens bis zum Ablauf des Dienstag, den 5. Mai 2020, 24:00 Uhr MESZ, 

zugehen. Innerhalb dieser Frist ist auch die Aktionärsstellung nachzuweisen. Gegenan-

träge und Wahlvorschläge sind nicht zugänglich zu machen, wenn die in § 126 Abs. 2 AktG 

genannten Tatbestände vorliegen, sowie bei Wahlvorschlägen zusätzlich im Fall des § 127 

Satz 3 AktG. 

 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen des Aktienge-

setzes, die auch bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem Zugänglichma-

chen abgesehen werden kann, lauten wie folgt: 

 

http://www.intershop.de/investoren-hauptversammlung
http://www.intershop.de/investoren-hauptversammlung
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Anträge von Aktionären, § 126 AktG  

 

(1)  Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung 

und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 ge-

nannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, 

wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen 

Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem be-

stimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür 

mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei 

börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der 

Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

(2)  Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu wer-

den,  

 

1.  soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 

würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss 

der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder ir-

reführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs 

bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich 

gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begrün-

dung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversamm-

lungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in 

der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen 

Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 

einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stel-

len lassen. 

 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 

mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

 

(3)  Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenan-

träge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammen-

fassen. 

 

Wahlvorschläge von Aktionären, § 127 S. 1 bis S. 3 AktG 

 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet 

zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu 
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machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 3 und § 125 

Abs. 1 Satz 5 enthält. 

 

Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Beschlussfassung, § 124 

Abs. 3 AktG 

 

(3)  Zu jedem Gegenstand der Tagesordnung, über den die Hauptversammlung beschlie-

ßen soll, haben der Vorstand und der Aufsichtsrat, zur Wahl von Aufsichtsratsmitglie-

dern und Prüfern nur der Aufsichtsrat, in der Bekanntmachung Vorschläge zur Be-

schlussfassung zu machen. Bei Gesellschaften, die kapitalmarktorientiert im Sinne des 

§ 264d des Handelsgesetzbuchs, die CRR-Kreditinstitute im Sinne des § 1 Abs. 3d Satz 

1 des Kreditwesengesetzes, mit Ausnahme der in § 2 Abs. 1 Nummer 1 und 2 des Kre-

ditwesengesetzes genannten Institute, oder die Versicherungsunternehmen im Sinne 

des Artikels 2 Abs. 1 der Richtlinie 91/674/EWG sind, ist der Vorschlag des Aufsichtsrats 

zur Wahl des Abschlussprüfers auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses zu stüt-

zen. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die Hauptversammlung bei der Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern nach § 6 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes an Wahlvor-

schläge gebunden ist, oder wenn der Gegenstand der Beschlussfassung auf Verlangen 

einer Minderheit auf die Tagesordnung gesetzt worden ist. Der Vorschlag zur Wahl 

von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, ausgeübten Beruf und 

Wohnort anzugeben. Hat der Aufsichtsrat auch aus Aufsichtsratsmitgliedern der Ar-

beitnehmer zu bestehen, so bedürfen Beschlüsse des Aufsichtsrats über Vorschläge 

zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nur der Mehrheit der Stimmen der Aufsichts-

ratsmitglieder der Aktionäre; § 8 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes bleibt unbe-

rührt. 

 

Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder, § 125 Abs. 1 bis 3 AktG 

 

(1)  Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten und 

den Vereinigungen von Aktionären, die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte 

für Aktionäre ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Einberufung der 

Hauptversammlung mitzuteilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die 

Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften 

die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten 

der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Verei-

nigung von Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem 

Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in 

anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mit-

gliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschafts-

unternehmen sollen beigefügt werden. 

 

(2)  Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen 

oder zu Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der 

Gesellschaft eingetragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg elekt-

ronischer Kommunikation beschränken. 

 

(3)  Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, dass ihm der Vorstand die gleichen Mit-

teilungen übersendet. 



 

6 

 

3. Fragemöglichkeit des Aktionärs  

 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 des COVID-19-Gesetzes i.V.m. § 131 Abs. 1 

AktG wird den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunika-

tion eingeräumt. Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgegeben, dass 

Fragen bis spätestens zwei Tage vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommuni-

kation einzureichen sind. Zur virtuellen Hauptversammlung angemeldete Aktionäre kön-

nen ihre Fragen bis  

Sonntag, 17. Mai 2020, 24:00 Uhr, 

ausschließlich über das Online-Portal unter http://www.intershop.de/hauptversammlung 

einreichen. Später eingehende Fragen werden nicht berücksichtigt. Ein Recht zur Einrei-

chung von Fragen besteht nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre, die den erfor-

derlichen Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht haben. Der Vorstand entscheidet abwei-

chend von § 131 AktG nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er beantwor-

tet. Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 

Die gesetzliche Regelung zur Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunika-

tion gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz lautet wie folgt: 

(2)  Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten 

wird, sofern 

 

 […] 

 

    3.  den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird, 

 

 […] 

 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 

beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der Ver-

sammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 

 

 

Jena, April 2020 

 

INTERSHOP Communications Aktiengesellschaft 

http://www.intershop.de/hauptversammlung

